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Mietvertrag Wohnung

zwischen

	Vermieter:
	

	
	

	Adresse: 
	Straße, Hs.Nr.:
	
	PLZ, Ort:
	

	
	

	Tel. privat:
	
	Tel. geschäftl.:
	
	Handy:
	

	
	
	
	
	
	

	E-Mail-Adresse:
	

	
	

	und
	
	
	
	
	

	

	Mieter:
	

	
	

	Adresse:
	Straße, Hs.Nr.:
	
	PLZ, Ort:
	

	
	

	Tel. privat:
	
	Tel. geschäftl.:
	
	Handy:
	

	
	
	
	
	
	

	E-Mail-Adresse:
		

	

	

	Mieter
	

	

	Adresse:
	Straße, Hs.Nr.:
	
	PLZ, Ort:
	

	

	Tel. privat:
	
	Tel. geschäftl.:
	
	Handy:
	

		

	E-Mail-Adresse:
	




§ 1
Mietsache

1)  Der Vermieter vermietet dem(n) Mieter(n) die Mietwohnung/ Eigentumswohnung

     Nr. ________ in der _________________________________________________________________

     im _______________ (links/ mitte/ rechts)

     in __________________________________________________________________ bestehend aus:

     Wohnzimmer mit Terrasse/ Balkon, Schlafzimmer, Küche, Flur, Bad und WC, Abstellkammer, xxx;
     Gartenanteil, Kellerraum/-anteil Nr. ____ (Nichtzutreffendes streichen).

     Mitvermietet wird ein oberirdischer Kfz-Stellplatz Nr. xx/ TG-Stellplatz Nr. xx, eine Doppel-/Garage. 
     Die Situierung wird dem Mieter spätestens bei der Übergabe bekannt gegeben. 
     Es ist untersagt, andere Gegenstände als Fahrzeuge auf der Mietfläche zu lagern oder dauerhaft      
     abzustellen. Ausgenommen sind zwei- oder dreirädrige Fahrzeuge, sofern andere Nutzer nicht  
     behindert werden.

     Mitvermietet wird auch die vorhandene Kücheneinrichtung (laut Inventarliste zum Mietvertrag).       
     Der Mieter trägt hierfür die Kosten der Kleinreparaturen im Rahmen des § 14 (4) dieses Mietvertrages.

2)  Die Wohnfläche beträgt ca. _______ m2.


      Die Angabe der Wohnfläche dient wegen möglicher Messfehler nicht zur Feststellung des  
      Mietgegenstandes. Der räumliche Umfang der gemieteten Sache ergibt sich vielmehr aus der 
 Anzahl der vermieteten Räume und Außenflächen. Im Falle einer gebotenen Neu- oder  
 Nachvermessung der Wohnfläche ist die Wohnflächenverordnung vom 25.11.2003 (BGBl. I 2346) in  
 der jeweils geltenden Fassung anzuwenden.

3)   Der Inhalt des dem Mieter zum Zweck der Information zugänglich gemachten Energieausweises ist 
      nicht Gegenstand des Mietvertrages und hat keine Rechtswirkung in Bezug auf das Mietverhältnis.     
      Insbesondere begründet er weder Ansprüche des Mieters noch Rechtspflichten des Vermieters. 
      Das gilt auch für etwaige Empfehlungen des Ausstellers des Energieausweises für Maßnahmen zur 
      Verbesserung der Energieeffizienz.

4)   Die Mietsache wird im derzeitigen Zustand übergeben und als vertragsgemäß anerkannt, es sei 
      denn, im Übergabeprotokoll werden zusätzlich zwischen Mieter und Vermieter Feststellungen   
      getroffen.


§ 2
Mietdauer

1)  Die Mietzeit beginnt ab _____ 202x und läuft auf unbestimmte Zeit.

2)  Die Übergabe der Mietsache (Tag und Uhrzeit) wird noch vereinbart./ ist vereinbart für 00.00.202x.

3) Die Übergabe kann vom Mieter nicht verweigert werden, wenn der Vermieter noch geringfügige  
       Restarbeiten an der Mietsache zu erledigen hat, die die Wohnnutzung nicht oder nur unerheblich 
       beeinträchtigen. 

4) Hat der Mieter weitere Schlüssel als ihm überlassen worden sind anfertigen lassen, so hat er dies dem Vermieter anzuzeigen. Die Kosten für diese Schlüssel trägt der Mieter. Bei Verlust oder Missbrauch eines oder mehrerer Schlüssel gilt das Gleiche wie für die vom Vermieter überlassenen Schlüssel. Die Anzahl der dem Mieter bei Mietbeginn überlassenen Schlüssel ergibt sich aus dem Übergabeprotokoll. Zur Rückgabe der Schlüssel bei Beendigung des Vertragsverhältnisses siehe § 17 Abs. 3 dieses Mietvertrages.


§ 3
Miete 

1)   Die Grundmiete für die Wohnung beträgt monatlich netto                                                       0.000,00 €

      + oberirdischer Kfz-Stellplatz/ TG-Stellplatz/ Garage monatlich netto                                         000,00 €
 
      + Einbauküche / Möblierung 								 000,00 €

     Neben der Grundmiete schuldet der Mieter Betriebs- und Heizkosten im Sinne von § 2   
     Betriebskostenverordnung (BetrkV) in der jeweils geltenden Fassung;
     er leistet hierauf monatliche Vorauszahlungen (siehe § 5 des Mietvertrages):                           000,00 €
  
     Insgesamt sind vom Mieter monatlich zu zahlen (Bruttomiete):                                        0.000,00 €

2)    Der Mieter verpflichtet sich, auf Verlangen des Vermieters mit den jeweiligen Versorgungsunternehmen  
       einen eigenen Versorgungsvertrag abzuschließen. Das Gleiche gilt, wenn die Mietsache mit Wärme  
       und/oder Kalt- bzw. Warmwasser nicht durch den Vermieter, sondern durch ein anderes Unternehmen 
       versorgt wird, für den Abschluss eines Lieferungsvertrages mit einem vom Vermieter zu benennenden 
       Unternehmen. Direkt vom Mieter an die entsprechenden Versorgungsgeber oder Firmen, mit denen er 
       unmittelbar Versorgungs- oder Wartungsverträge abgeschlossen hat, sind zu zahlen: Strom, 
       Kabelfernsehbetreibergebühr, Mülltonne u. –gebühr, weitere Kostenarten (wie z.B. Rauchmelder-   
       wartung,Wasser/Abwasser, Heizungswartung). Der Mieter hat sich an die örtlichen Entsorgungsvor-
       schriften (u.a. auch hinsichtlich der Mülltrennung des Wohnortes) zu halten, soweit sie ihm vom 
       Vermieter mitgeteilt worden sind.

3)    Zusätzlich zu den in § 2 der Betriebskostenverordnung (BetrkV) aufgeführten Kosten werden diejenigen  
      Wartungskosten vereinbart, die in der Anlage 1 dieses Mietvertrages unter Punkt 17 erwähnt sind.




§ 3a
Kaution

1) Sofern nicht eine andere Art der Mietsicherheit vereinbart ist, leistet der Mieter dem Vermieter eine 

                                        Barkaution in Höhe von 0.000,00 €.

2) Bezüglich der Rückerstattung der Kaution wird auf § 21 dieses Mietvertrages verwiesen.


§ 4
Mietzahlungen
	1) Die Grundmiete und die Betriebskostenvorauszahlungen sind ab Beginn der Mietzeit (siehe § 2 dieses Mietvertrages) im Voraus, spätestens am dritten Werktag des Monats (am besten) per Dauerauftrag kostenfrei zu entrichten auf das Konto:


		     IBAN-Nr.:
	

	    ____ 
	
	
	
	

	     Bank / Ort:
	

	
	
	
	

	     Kontoinhaber:
	






 Für die Rechtzeitigkeit der Zahlung kommt es nicht auf die Absendung, sondern auf die Wertstellung  
 des Geldes auf dem Konto des Vermieters an. Dies gilt nicht, wenn der Mieter eine Verzögerung des  
 Zahlungsvorgangs nicht zu vertreten hat.

2) Sollte der Mieter eine Forderung auf Schadenersatz oder Aufwendungsersatz nach § 536a oder auf Verwendungsersatz nach § 539 BGB oder aus ungerechtfertigter Bereicherung wegen zu viel gezahlter Miete haben, so darf er im Rahmen des Mietverhältnisses aufgrund von gesetzlichen Bestimmungen gegen den Vermieter (z. B. wegen zu viel bezahlter Miete) nur dann aufrechnen oder ein Zurückbehaltungsrecht ausüben, wenn er diese Absicht dem Vermieter mindestens einen Monat vor Fälligkeit der Miete in Textform angezeigt hat. Mit sonstigen Forderungen gegen den Vermieter darf der Mieter nur aufrechnen, wenn seine Forderungen unbestritten oder rechtskräftig festgestellt sind und er die Absicht zur Aufrechnung dem Vermieter mindestens einen Monat vor Fälligkeit der Miete in Textform angezeigt hat. Diese Beschränkungen gelten nicht, wenn der Vermieter das Mietverhältnis fristlos wegen Zahlungsverzugs gekündigt hat und der Mieter die Kündigung durch Leistung innerhalb der Schonfrist von zwei Monaten seit Eintritt der Rechtshängigkeit des Räumungsanspruchs unwirksam machen kann. Die Beschränkungen der Aufrechnung bestehen auch nach Beendigung des Mietverhältnisses fort.

3) Soweit der Mieter bei der Leistung einer Zahlung nicht den Zahlungszweck angegeben hat, wird die Zahlung zunächst auf die fälligen Betriebskostenvorauszahlungen und danach auf die jeweils ältere Schuld angerechnet.


§ 5
Betriebskosten - Vorauszahlungen - Umlagemaßstab 

1) Sind Vorauszahlungen vereinbart, so werden diese jährlich einmal durch den Verwalter oder Vermieter abgerechnet. Die Abrechnung erfolgt innerhalb der gesetzlichen Fristen, sobald die Abrechnungsunterlagen vollständig vorliegen. Der Mieter ist nach Zugang der Abrechnung berechtigt, die Unterlagen während der üblichen Geschäftszeiten bei dem Vermieter oder der von ihm bestimmten Stelle einzusehen.

2) Ergibt die Abrechnung bei Vermietung von nicht preisgebundenem Wohnraum eine Differenz zugunsten des Vermieters, so ist diese mit Zugang der Abrechnung fällig und spätestens innerhalb eines Monats nach Zugang der Abrechnung zu zahlen. Bei Vermietung von preisgebundem Wohnraum gelten die gesetzlichen Vorschriften. Im Falle des Auszugs eines Mieters während einer Abrechnungsperiode erfolgt die Verteilung der Kosten soweit möglich nach Verbrauch, im übrigen nach dem Verhältnis der Mietzeit während der Abrechnungsperiode.

3) Werden öffentliche Abgaben neu eingeführt oder entstehen innerhalb einer ordnungsgemäßen Bewirtschaftung des Grundstücks/ der Wirtschaftseinheit/ des Hauses Betriebskosten neu, so können diese vom Vermieter im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften nach billigem Ermessen umgelegt werden. 

4) Die Betriebskostenvorauszahlungen können in angemessenem Umfang mit Wirkung für die Zukunft angepasst werden, sobald sich aus einer Jahresabrechnung eine Nachzahlung oder Gutschrift ergibt. 

5) Soweit keine verbrauchs- oder verursachungsabhängige Abrechnung erforderlich oder zwingend gesetzlich vorgeschrieben ist, bestimmt sich der Anteil des Mieters nach dem Verhältnis der Wohnfläche seiner Mietsache zur gesamten Nutzfläche des Gebäudes/ der Wirtschaftseinheit/ der Wohnungseigentumsanlage. Bei Vermietung einer Eigentumswohnung an einen Mieter kann der Vermieter den vom Mieter tragenden Anteil der Betriebskosten auch nach dem Wohnungseigentumsanteil der gemieteten Wohnung im Verhältnis zu den Wohnungseigen-tumsanteilen des Gebäudes/ der Wirtschaftseinheit/ der Wohnungseigentumsanlage umlegen. Ausgenommen hiervon sind Betriebskosten, die verbrauchs- oder verursachungsabhängig abzurechnen sind oder sich allein auf die vermietete Wohnung beziehen. In jedem Fall geht ein sonstiger gesetzlich zwingender Umlagemaßstab vor.

6) Der Vermieter ist vorbehaltlich der Regelungen in §§ 6, 7 der HeizkostenV im Rahmen der ordnungsmäßigen Bewirtschaftung der Mietsache berechtigt, aus sachlichen Gründen und nach billigem Ermessen den Umlagemaßstab unter Wahrung der Gleichbehandlung der Mieter zu ändern. Die Änderung ist dem Mieter vor Beginn des nächsten Abrechnungszeitraumes anzuzeigen und wirkt erst ab dessen Beginn. Soweit für verbrauchs- oder verursachungsabhängig abzurechnende Kosten zwingende gesetzliche Vorschriften gelten, gehen diese vor.

7) Zusätzlich zu den Betriebskosten, die in der Betr.KV vereinbart sind, werden die Kosten vereinbart, die in § 2 Abs. 17 Satz 2 der Anlage 1 dieses Mietvertrages ergänzend aufgeführt sind.


§ 6
 Benutzung der Mietsache

1) Mit Rücksicht auf die Belange des Vermieters, der Gesamtheit der Mieter und im Interesse einer ordnungsgemäßen Bewirtschaftung des Hauses bzw. der Wohnung, bedarf der Mieter in den nachstehenden Fällen der vorherigen Zustimmung des Vermieters. Eine Zustimmung ist tunlichst schriftlich zu erteilen. Die Zustimmung ist erforderlich, wenn der Mieter

a) den Gebrauch der Mietsache oder eines Teils derselben entgeltlich oder unentgeltlich Dritten gewähren oder vorbehaltlich der Regelung in § 7 dieses Mietvertrages überlassen will.

b) ein Schild (ausgenommen übliche Namensschilder an den dafür vorgesehenen Stellen), eine Aufschrift oder einen Gegenstand im oder am Haus oder auf dem Grundstück anbringen oder aufstellen will;  sollten vom Vermieter oder von der Hausverwaltung spezielle Namens- u. Klingelschilder vorgeschrieben sein, so erklärt sich der Mieter bereit, diese auf eigene Kosten anzuschaffen und anzubringen oder anbringen zu lassen;

c) ein Tier (insbesondere Hunde oder Katzen) halten oder aufnehmen will; ohne Zustimmung des Vermieters dürfen kleinere Tiere in den Wohnräumen gehalten werden, soweit sich die Anzahl der Tiere in den üblichen Grenzen hält und soweit nach der Art der Tiere und ihrer Unterbringung Beeinträchtigungen von Hausbewohnern und Nachbarn sowie Beeinträchtigungen der Mietsache und des Grundstücks nicht zu erwarten sind;

d) Eine erteilte Erlaubnis gilt nur für das jeweilige Tier, insbesondere nicht für eine etwaige Ersatzanschaffung;

e) eine Antenne oder/ und eine Sat-Schüssel anbringen oder verändern will; das Gleiche gilt für das Aufstellen der vorgenannten Geräte auf Balkonen oder Loggien auch ohne feste Verbindung mit dem Boden. Sollte eine Sat-Antennenanlage vorhanden sein oder vom Vermieter oder der Eigentümer-Gemeinschaft künftig angeschafft werden, ist es Sache des Mieters auf seine Kosten den/ die geeigneten Receiver zu stellen. Der Vermieter ist berechtigt, die einmal erteilte Erlaubnis zu widerrufen und den Rückbau der Anlage zu verlangen, wenn gleichwertige technische Einrichtungen einen Empfang ermöglichen, der demjenigen der bisherigen Anlage entspricht. Das gilt insbesondere bei Vorhandensein eines Internetanschlusses;

f) Um-, An- und Einbauten sowie Installationen oder andere Veränderungen an der Mietsache vornehmen will; die gesetzliche Regelung über die Barrierereduzierung, E-Mobilität und Einbruchschutz (§ 554a BGB) wird hiervon nicht berührt;

g) Fenster, Fenstertüren, Türzargen und Türblätter (insbesondere an der Wohnungseingangs-türe außen) dürfen dann nicht angebohrt werden, sofern dies zu einer nicht nur unerheblichen Beschädigung der Bausubstanz führt. Die Zustimmung des Vermieters ist ferner erforderlich, wenn der Mieter Schilder, Aufkleber, Blumenkästen oder ähnliche Behältnisse außerhalb der Mieträume (z.B. an Fenstern oder auf Balkonbrüstungen) anbringen will;

h) die Mietsache ganz oder zum Teil zu anderen als Wohnzwecken, insbesondere gewerblich nutzen will. Wird nichts anderes vereinbart, so bezieht sich die Erlaubnis nur auf die Person oder Firma des Mieters; weder ist sie übertragbar noch erstreckt sie sich auf die Ausübung der gewerblichen Nutzung durch dritte Personen oder Firmen. Die Erlaubnis erlischt, wenn der Mieter die gewerbliche Nutzung nicht nur vorübergehend (z.B. wegens Urlaubs oder nicht andauernder Erkrankung) einstellt;

2) Der Mieter haftet für alle Schäden, die durch die besonderen Nutzungen nach den vorgenannten   
            Bestimmungen (siehe Absatz a bis h) während der Überlassung der Mietsache schuldhaft  
            verursacht werden, auch wenn der Vermieter der Nutzung zugestimmt hat;

3) Der Vermieter ist berechtigt, eine zu den Maßnahmen 1 a) bis h) erteilte Erlaubnis zu widerrufen,  
wenn Auflagen nicht eingehalten werden, Bewohner gestört oder in ihren Rechten verletzt werden, das Wohngebäude, das Wohngrundstück oder die Wohnung oder deren mitvermietete Teile gefährdet oder beeinträchtigt werden oder wenn sich sonstige Umstände ergeben, bei deren Vorliegen die Erlaubnis nicht erteilt worden wäre.


§ 7
Untervermietung / Überlassung der Mietsache an Dritte

1) Die Untervermietung oder Gebrauchsüberlassung an Dritte bedarf der Zustimmung (tunlichst in Schriftform) des Vermieters (ausgenommen Lebenspartner, Ehegatten, Abkömmlinge im eigenen Haushalt, unentgeltliche Aufnahme von angemessener Dauer, z.B. Besuch).

2) Will der Mieter seinen Ehegatten, Lebenspartner, Lebensgefährten oder einen Dritten (z.B. Untermieter) in die Wohnräume/ in das Haus mit aufnehmen, so ist er verpflichtet, dem Vermieter die Personalien (inkl. Geburtsdatum) der einziehenden Person mitzuteilen und nachzuweisen. 

3) Die Drittüberlassung kann verweigert werden, wenn in der Person ein wichtiger Grund vorliegt, der Wohnraum übermäßig belegt würde oder die Überlassung des Wohnraums an den Dritten aus sonstigen Gründen nicht zumutbar ist. Die Erteilung der Erlaubnis für eine Drittüberlassung kann widerrufen werden, wenn die vorgenannten Umstände nachträglich eintreten.
Der Vermieter ist berechtigt, die Erlaubnis zur Untervermietung oder Gebrauchsüberlassung an Dritte von der Leistung eines angemessenen Untermietzuschlages abhängig zu machen, sofern ihm sonst die Überlassung nicht zuzumuten wäre. 

4) Der Vermieter ist zur fristlosen Kündigung berechtigt, wenn der Mieter ungeachtet einer Abmahnung des Vermieters einem Dritten den ihm unbefugt überlassenen Gebrauch weiter gewährt.


§ 8
Pflege des Grundstücks, des Garten- bzw. Gartenanteils oder der Freifläche

Die folgende Regelung gilt nur für Wohnungen, denen ein Grundstück, Garten- bzw. Gartenanteil oder eine Freifläche zugeordnet ist.

1) Der Mieter darf den Garten oder die Freifläche nach seinen individuellen Wünschen mit Zustimmung des Vermieters gestalten. Vorhandene Bäume und Sträucher dürfen nur nach Vereinbarung mit dem Vermieter entfernt werden.

2) Der Mieter ist verpflichtet, den Garten/-anteil oder die Freifläche nach folgender Maßgabe zu bewirtschaften:

      Zur Pflege gärtnerisch angelegter Flächen (i.S. v. § 2 Nr. 10 BetrKV) gehört insbesondere das  
      Rasenmähen, das Düngen, Bewässern und Säubern der Rasenfläche, Unkraut entfernen, erforderlichen- 
      falls auch das Nachsäen bzw. die Neuanlage der Rasenfläche, das Beschneiden der Bepflanzung von 
      Hecken, Büschen und Bäumen, jahreszeitlich bedingt im Herbst und bei Bedarf im Frühjahr auf ein 
      entsprechendes und zulässiges Maß (siehe u.a. auch bei behördlichen Auflagen in der Baugenehmigung   
      des gemieteten Grundstücks erwähnt), das Fällen von kranken und morschen Bäumen und Sträuchern
      einschließlich des Abtransports, das Abfahren von Gartenabfällen, das Entasten von vorhandenen
      Bäumen, ferner die notwendige Stabilisierung von windbruchgefährdeten Bäumen, selbst wenn diese zu
      einer erheblichen Belastung des Mieters führt, da diese Kosten in vollem Umfang im Jahr der Entstehung
      vom Mieter bezahlt oder auf den Mieter umgelegt werden darf. 

      Ebenso gehört zu den gärtnerischen Maßnahmen im Sinne vorgenannter Vorschrift die Erneuerung von 
      Pflanzen, Sträuchern und Bäumen, wenn sie durch Alter, Witterungs- und Umwelteinflüsse abgängig 
      werden und eine Erneuerung der Bepflanzung notwendig wird.

      Umlagefähig oder vom Mieter auf seine Kosten zu bezahlen ist auch der Aufwand, der auf die Beseitigung 
      von Verunreinigungen entfällt, die durch den Mieter oder Dritte verursacht wurden, da die ordnungsgemäße 
      Bewirtschaftung eines Grundstücks auch eine regelmäßige Pflege der Außenanlagen voraussetzt. Dies gilt 
      auch für Gehsteige und Zuwege, die zwar öffentlich gewidmet sind, der Mieter aber die Verkehrssicherungs-
      pflicht übernommen hat.

3)   Befindet sich der Garten bei Überlassung an den Mieter nicht in einem gepflegten Zustand, so ist der 
      Vermieter zu einer entsprechenden Erstpflege verpflichtet.


§ 9
Obhutspflicht des Mieters

1) Der Mieter verpflichtet sich, die Mietsache und die Einrichtungen und Anlagen schonend und 
      pfleglich zu behandeln. Er hat für ordnungsgemäße Reinigung der Mietsache und für ausreichende  
      Heizung und Lüftung der ihm überlassenen Räume zu sorgen. Der Mieter ist verpflichtet, die  
      Verkehrsflächen und die Sicherheit der Mitbewohner nicht mehr als unbedingt erforderlich zu  
      beeinträchtigen.  

2)   Während der Heizperiode und insbesondere bei Neubau-Erstbezug-Häusern/ Wohnungen soll die 
      relative Feuchte in den gemieteten Räumen mindestens zwischen 40 % - 55 % bei 20 Grad Celsius   
      liegen, da sonst die Gefahr von Schimmelbildung besteht (siehe auch Anlage 3 dieses Mietvertrages).  
      Sofern sich in der Mietsache eine Be- und/oder Entlüftungsanlage befindet, ist der Mieter verpflichtet, 
      diese nach den Vorschriften der Gebrauchsanleitung während der Laufzeit des Mietverhältnisses 
      permanent zu betreiben, die ständige Betriebsbereitschaft der Anlage zu gewährleisten, vorhandene 
      Lüftungsfilter regelmäßig zu reinigen und bei Bedarf zu ersetzen. 

3)   Für die in der Mietsache befindlichen Rauchmelder übernimmt der Mieter auf seine Kosten die 
      Sicherstellung der Betriebsbereitschaft (Wartung) sowie den Batteriewechsel. Sollte er dazu nicht 
      mehr in der Lage sein, hat er dies dem Vermieter rechtzeitig mitzuteilen, so dass dieser einen Dritten 
      beauftragen kann oder selbst die Kontrolle durchführt. Der Vermieter ist berechtigt, die Überprüfung    
      und Wartung der Rauchwarnmelder zu übernehmen, um die Sicherheit des Gebäudes zu  
      gewährleisten und die hierfür entstehenden Betriebskosten im Rahmen der Betriebskosten-   
      abrechnung zu erheben. Dafür hat der Mieter dem Vermieter oder einem von ihm benannten
      Personenkreis den Zugang zur Mietsache zu gewähren. 

4)  Vor Beginn der Heizperiode, spätestens jedoch am 1. November des jeweiligen Jahres sind 
     vorhandene, nicht frostschutzsichere Außenwasserhähne und die dazugehörenden Leitungen, soweit 
     sie sich im Mietbereich befinden und dem Mietgebrauch dienen, abzusperren und zu entleeren.

5)  Ist innerhalb der Mietsache ein Rückstauverschluss (z.B. in Nassräumen) vorhanden, so ist dieser 
     bei Nichtgebrauch stets verschlossen zu halten und einmal im Jahr auf Nachweis und auf
     Kosten des Mieters zu warten, da sonst ein möglicher Versicherungsschutz nicht mehr gewährleistet
     ist.

6)  Absperrhähne für Kalt- und Warmwasser, die sich innerhalb der Mietsache befinden, sind während   
     der Mietzeit und insbesondere bei Rückgabe der Immobilie im funktionsfähigen Zustand zu erhalten  
     bzw. zurückzugeben.

7)  Zeigt sich ein Mangel der Mietsache oder wird eine Vorkehrung zum Schutze der Mietsache des  
     Grundstückes gegen eine nicht vorhergesehene Gefahr erforderlich, so hat der Mieter dies dem 
     Vermieter unverzüglich mitzuteilen. Der Mieter haftet für durch schuldhaft unterlassene oder   
     verspätete Anzeige verursachter Schäden.


§ 9 a
Nutzung von Gemeinschaftsflächen

1) Dem Mieter ist nicht berechtigt, Gegenstände ohne Gestattung des Vermieters außerhalb des gemieteten Bereichs auf gemeinschaftlich genutzten Flächen abzustellen; dies gilt insbesondere für Schuhschränke, Schuhe, Regale, Abfallsäcke, Schirme, Schirmständer usw.

2) Dem Mieter wird gestattet, folgende Gegenstände außerhalb seiner Mietsache abzustellen:
........ (hier einfügen).
Falls keine Erlaubnis erteilt wird, bitte die vorgenannte Zeile durch „-----„ kennzeichnen.

Der Vermieter kann die Gestattung nach billigem Ermessen widerrufen, wenn Mitbewohner mehr als nach den Umständen erforderlich am Gebrauch behindert werden, insbesondere bauordnungsrechtlich gebotene Fluchtwege nicht gewährleistet sind oder wenn der Mieter auf die Nutzung nicht mehr angewiesen ist oder ein wichtiger Grund in der Person des Mieters eintritt, bei dessen Vorliegen die Gestattung nicht gewährt worden wäre, außerdem wenn der Widerruf aus Gründen der Neuordnung nach billigem Ermessen geboten ist. Der Widerruf soll in Textform erfolgen und mit Gründen versehen sein. Ausnahmen hiervon kommen für Krankenfahrstühle, Rollatoren und Kinderwagen nach Maßgabe der Regelung in § 9 (1) in Betracht, soweit der Mieter diese Gegenstände zumutbarerweise nicht in seiner Wohnung verbringen und/oder dort abstellen kann.


§ 9 b
Haftung des Mieters

1) Der Mieter ist verantwortlich für Schäden, die durch schuldhafte Verletzung der ihm obliegenden Sorgfalts- und Anzeigepflichten insbesondere nach den §§ 9 und 9a dieses Mietvertrages entstehen, ferner wenn technische Anlagen und andere Einrichtungen schuldhaft unsachgemäß behandelt, die überlassenen Räume nur unzureichend gelüftet, geheizt oder gegen Frost geschützt werden. 

2) Der Mieter haftet auch für das Verschulden Familienangehöriger, Untermieter, Handwerker und Personen, die sich mit seinem Willen in der Mietsache aufhalten oder ihn aufsuchen. Verursacht der vorgenannte Personenkreis einen Schaden an der Mietsache, so hat diesen der Mieter unverzüglich dem Vermieter mitzuteilen.


§ 10
Schlüsselverlust

1) Den Verlust von Schlüsseln hat der Mieter beim Vermieter unverzüglich anzuzeigen. Bei verschuldetem Verlust eines oder mehrerer Schlüssel kann der Vemieter den Kostenersatz für den Austausch der Schließanlage verlangen, sofern ein Missbrauch zu befürchten ist. Diese Regelung gilt auch für vom Mieter angefertigte Schlüssel.

2) Der Mieter haftet für einen Schaden durch Missbrauch von Schlüsseln, die er an Dritte weitergegeben oder verloren hat, es sei denn, dass er oder der Dritte den Missbrauch oder den Verlust nicht zu vertreten haben.

3) Sollte die Schließanlage ausgetauscht werden müssen, weil der Mieter den Verlust eines oder mehrerer Schlüssel nach § 10 Abs. 1 oder 2 dieses Mietvertrages zu vertreten hat, so hat er in jedem Fall unverzüglich seine Haftpflicht-, Hausrat- oder Schlüsselversicherung zu informieren, unabhängig davon, ob er persönlich für den Ersatz des entstehenden Schadens einzustehen hat. Im Mieterinteresse wird auf die Empfehlung in § 24 dieses Mietvertrages verwiesen.


§ 11
Wegereinigung/ Winterdienst

1) Der Mieter ist verpflichtet, die Wegereinigung und den Winterdienst im regelmäßigen Turnus durchzuführen, sofern der Vermieter oder die Hausverwaltung diese Pflichten nicht übernimmt.      Die nähere Ausführung regelt die Hausordnung als Vertragsbestandteil. Die Übernahme der Reinigungspflichten schließt die Beschaffung des hierfür erforderlichen Materials (z.B. des Streugutes) auf eigene Kosten ein.

2) Der Vermieter ist berechtigt, den Winterdienst selbst zu übernehmen, wenn dies nach billigem Ermessen geboten ist, um die ordnungsmäßige Bewirtschaftung des Grundstücks und des Hauses zu gewährleisten. Macht er von dieser Befugnis Gebrauch, so hat er dies dem Mieter in Textform mit Wirkung zum darauf folgenden Wirtschaftsjahr anzuzeigen. Er ist in diesem Fall berechtigt, die entstehenden Betriebskosten auf den Mieter umzulegen und den Umlagemaßstab nach billigem Ermessen zu bestimmen. 

3) Ist der Mieter aus Gründen, die er nicht zu vertreten hat (z.B. infolge dauernder Erkrankung, Gebrechlichkeit, Alter), nicht mehr in der Lage, seinen Reinigungspflichten nachzukommen, so ist der Mieter berechtigt, seine dauernde Verhinderung dem Vermieter anzuzeigen und nachzuweisen. Im Fall vorübergehender Verhinderung hat der Mieter für eine ersatzweise Erfüllung seiner Reinigungspflichten zu sorgen. In den genannten Fällen ist der Mieter berechtigt und verpflichtet, die hierdurch in angemessenem Umfang entstehenden Kosten zu tragen.


§ 11a
Treppenreinigung

Der Mieter ist verpflichtet im regelmäßigen Turnus die Reinigung des Treppenhauses und der dem gemeinschaftlichen Gebrauch dienenden Flächen durchführen, sofern der Vermieter oder die Hausverwaltung diese Pflicht nicht übernimmt. Die nähere Ausführung regelt die Hausordnung. Die Pflicht zur Reinigung schließt die Beschaffung der erforderlichen Reinigungsmittel ein. Im Übrigen gilt § 11 Nr. 2 und 3 entsprechend.


§ 12
Instandhaltung-, Instandsetzung der Mietsache, Haftung des Vermieters

1)   Der Vermieter ist zuständig für die Instandhaltung und die Instandsetzung an der Mietsache, sofern 
      sich aus den §§ 14 und 15 dieses Mietvertrages nichts anderes ergibt. Sind entsprechende Arbeiten 
      beauftragt und verzögert sich die Ausführung, ohne dass sich der Vermieter damit in Verzug befindet, 
      so ist der Mieter nicht berechtigt, den Mangel auf Kosten des Vermieters selbst zu beseitigen, es sei 
      denn, dass die umgehende Beseitigung des Mangels notwendig ist, um den Bestand der Mietsache 
      zu erhalten oder wieder herzustellen. 

2)   Ersatz von Schäden an seinen eigenen Sachen kann der Mieter nicht verlangen, wenn er sich wegen 
      dieser Schäden üblicherweise versichern kann, es sei denn, dass der Vermieter seine Pflichten 
      vorrsätzlich oder grob fahrlässig verletzt hat. Unberührt bleibt der Schadenersatz bei Verletzung von  
      Leben, Körper oder Gesundheit des Mieters.

3)   Die Haftung des Vermieters für anfängliche Mängel wird ausgeschlossen, es sei denn, dass der 
      Vermieter den Mangel arglistig verschwiegen hat.


§ 13
Betreten der Mietsache durch den Vermieter

1) Der Vermieter oder von ihm Beauftragte dürfen die Mietsache aus wichtigem Grund sowie konkretem Anlass und nach rechtzeitiger Ankündigung (mindestens drei Tage zuvor) werktags zu angemessener Tageszeit betreten, z.B. zum Ablesen von Messgeräten oder zur Überprüfung des Zustandes aus konkretem Anlass. In Notfällen oder bei Gefahr im Verzug ist dem Vermieter das Betreten auch ohne Ankündigung jederzeit zu gestatten. Sind in diesem Fall weder der Mieter noch ein Haushaltsangehöriger anwesend und stehen dem Vermieter Schlüssel zur Mietsache nicht zur Verfügung, so kann er die Räume öffnen lassen. Der Mieter ist hiervon unverzüglich zu benachrichtigen.

2) Bleibt die Wohnung bei längerer Abwesenheit des Mieters unbeaufsichtigt, so ist der Mieter verpflichtet, dem Vermieter einen Wohnungsschlüssel zur Verfügung zu stellen, damit dieser in Notfällen oder bei Gefahr im Verzug die Mietsache öffnen und betreten kann. Stattdessen kann der Mieter dem Vermieter eine Person seines Vertrauens benennen, bei der er einen Schlüssel hinterlegt hat und die für den Vermieter leicht erreichbar ist. Verletzt der Mieter diese Pflichten oder hat er die Gefahr oder den Notfall verschuldet, so hat er die Kosten für die Öffnung der Mietsache zu tragen.

3) Will der Vermieter die Wohnung/das Haus verkaufen, modernisieren oder ist das Mietverhältnis gekündigt, so sind der Vermieter oder von ihm Beauftragte auch zusammen mit Kauf-,  Mietinteressenten oder Handwerkern berechtigt, die Mietsache werktags zwischen  8 - 13 Uhr und von 15 - 19 Uhr nach rechtzeitiger Ankündigung (mind. 24 Stunden zuvor) zu betreten und zu besichtigen. Auf die Belange des Mieters ist Rücksicht zu nehmen. Ist der Mieter verhindert, so ist er verpflichtet, dem Vermieter mindestens einen diesem zumutbaren Ersatztermin vorzuschlagen. Die Besichtigungen sind auf drei Termine im Monat zu beschränken und sollen die Dauer von einer Stunde nicht überschreiten, sofern mit dem Mieter nicht besondere Absprachen getroffen werden.


§ 14
Bagatellschäden

1) Bagatellschäden sind kleine Instandsetzungen, die nur das Beheben an den Installations-gegenständen für Elektrizität, Wasser, Gas (soweit vorhanden), den Heiz-, Küchen- und Kochein-richtungen, den Fenster-, Fensterschiebetüren- und Türverschlüssen sowie den Rollläden inkl. der Gurtbänder, die dem Zugriff und der Benutzung des Mieters unterliegen. 

2) Bagatellschäden sind dem Vermieter unverzüglich mitzuteilen, sofern der Mieter die Arbeiten nicht selbst vornimmt. Wenn der Vermieter die Arbeiten veranlasst, hat der Mieter die dabei entstehenden Kosten gemäß nachfolgender Regelung innerhalb von 14 Tagen nach Aufforderung an den Vermieter zu bezahlen.

3) Der Mieter trägt die Kosten für die Behebung von Bagatellschäden im Sinne von § 14 Abs.1 dieses Mietvertrages, sofern sie nicht vom Vermieter zu vertreten sind. 

4) Der Aufwand, der dem Mieter durch Bagatellschäden entstehen kann, beträgt pro Reparatur 100 EURO (inkl. MWSt.) und darf im Jahr 8 % der Jahres-Nettokaltmiete, höchstens 500 EURO nicht übersteigen.

5) Sollten sich innerhalb der Mietsache Heiz- oder Warmwassergeräte (nicht Heizanlagen) befinden, die  üblicherweise der jährlichen Reinigung und Wartung (ohne Reparatur) bedürfen, so übernimmt der Mieter diese Kosten, soweit sie nach den Vorschriften der Betriebskostenverordnung (siehe Anlage 1 zum Mietvertrag) umgelegt werden können.


§ 15
Schönheitsreparaturen und Beendigung des Mietverhältnisses

1)    Wird dem Mieter die Wohnung renoviert oder neuwertig überlassen, so übernimmt er während der Dauer des Mietverhältnisses die laufenden Schönheitsreparaturen, soweit sie durch seine Abnutzungen bedingt sind. Die geschuldeten Schönheitsreparaturen sind fach- und handwerksgerecht auszuführen. Der dekorative Zustand der Mietsache wird zu Beginn des Mietverhältnisses durch ein Übergabeprotokoll festgestellt werden.

  Wird die Wohnung dem Mieter in einem gebrauchten bzw. nicht renovierten Zustand überlassen, so  
  schuldet der Mieter keine laufenden Schönheitsreparaturen nach § 15.1, auch nicht bei Beendigung
  des Mietverhältnisses. Der Vermieter ist zur Durchführung von Schönheitsreparaturen ebenfalls  
  nicht verpflichtet, es sei denn, dass diese durch eigene Maßnahmen (z.B. Reparaturen oder  
  Modernisierungen) veranlasst sind oder auf Umständen beruhen, die nicht infolge vertragsgemäßer
  Abnutzung durch den Mieter verursacht und von ihm nicht zu vertreten sind.

2) Zu den Schönheitsreparaturen gehören insbesondere das Anstreichen bzw. Tapezieren der Wände und Decken sowie der Türen, Türzargen und das Lackieren der Heizkörper und Heizrohre, der Innentüren sowie der Fenster innen und Außentüren von innen. 

Sollten Holzverkleidungen vorhanden sein, zählt der Anstrich (auch Lasur) an Decken und Wänden ebenso zu den Schönheitsreparaturen. Naturbelassene oder mit Klarlack behandelte Holzteile dürfen vom Mieter - auch während der Mietzeit – nicht farbig gestrichen oder andersfarbig behandelt werden. Entsprechendes gilt für Flächen, auf denen eine Holzmaserung abgebildet ist.

3) Sofern Türen, Türzargen, Fenster oder Fenstertüren mit einer Oberfläche ausgestattet sind, die nicht gestrichen oder lasiert werden muss, entfällt für den Mieter die Pflicht zur Ausführung bzw. der geldwerte Ersatz an den Vermieter.

4) Im Allgemeinen sind Schönheitsreparaturen auszuführen:

a) in Küchen, Bädern und Duschen alle 5 Jahre,
b) in Wohn- und Schlafräumen, Fluren, Dielen und Toiletten alle 8 Jahre,
c) in anderen Nebenräumen (z. B. Abstellkammern, Kellerräume, Garagen usw.) alle 10 Jahre.

5) Die vorgenannten Fristen beginnen mit der Übergabe. Die Ausführung richtet sich danach, ob diese im einzelnen und konkreten Fall erforderlich ist. Kommt der Mieter seinen Verpflichtungen nicht oder nicht vollständig nach, so kann der Vermieter dem Mieter eine angemessene Frist zur Erfüllung setzen und nach deren Ablauf nach seiner Wahl Nacherfüllung oder Schadenersatz wegen Nichterfüllung verlangen. Auch hat der Mieter bei Nichterfüllung seiner Verpflichtungen zu dulden, dass der Vermieter die erforderlichen Arbeiten während des Mietverhältnisses auf Kosten des Mieters ausführt.

6) Ist der Mieter zur Durchführung von Schönheitsreparaturen verpflichtet (siehe § 15.1), so sind die Mieträume bei Beendigung des Mietverhältnisses in hellen und neutralen Farben tapeziert oder gestrichen zurückzugeben. Holzteile sind in dem Farbton zurückzugeben, wie er bei Vertragsbeginn vorgegeben war; farbig gestrichene Holzteile können auch in weiß oder hellen Farbtönen gestrichen zurückgegeben werden. 

7) Ist dem Mieter eine in neutraler Dekoration gestaltete Wohnung überlassen worden und hat er 
während der Mietzeit die Wände, Decken, Holzteile und/oder sonstige Teile der Wohnung in grellen oder dunklen Farben oder mit auffälligen Mustern gestrichen oder tapeziert, so hat er bei Beendigung der Mietzeit diese Teile auch dann in hellen und neutralen Farbtönen gestrichen oder tapeziert zurückzugeben, wenn ihm die Schönheitsreparaturen nicht übertragen worden sind.


§ 15a
Ausgleichsanspruch

Hat der Mieter bei Beendigung des Mietverhältnisses geschuldete Schönheitsreparaturen nicht oder nicht vertragsgemäß ausgeführt und hat der Vermieter an der Erfüllung kein Interesse, weil er die Mietsache nach dem Auszug des Mieters umfangreich umbauen, modernisieren oder verändern (z.B. Abriss, Grundrissveränderung o.ä.) will, so steht ihm ein Ausgleichsanspruch in Geld zu. Dieser bemisst sich nach dem Aufwand, der dem Mieter bei einer Erfüllung durch Eigenleistung entstanden wäre und bezieht sich auf den Wert eigener Arbeitszeit sowie Materialkosten. Der Vermieter ermittelt den Umfang der noch geschuldeten Schönheitsreparaturen durch das Angebot eines Malerfachbetriebes; dem Mieter steht es frei, ein Gegenangebot einzuholen. Diese Regelung gilt entsprechend, wenn die baulichen Maßnahmen des Vermieters nur einzelne Räume der Mietsache betreffen.


§ 16
Kündigung

1) Die Kündigung ist spätestens am dritten Werktag eines Kalendermonats zum Ablauf des übernächsten Monats zulässig. Die Kündigungsfrist für den Vermieter verlängert sich nach fünf und acht Jahren seit der Überlassung des Wohnraums um jeweils drei Monate (§ 573 c BGB).

2) Die Kündigung ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist (fristlose Kündigung) richtet sich ebenfalls nach den gesetzlichen Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB).

3) Die Kündigung hat stets schriftlich (am besten per Einwurf-Einschreiben oder durch Boten mit Zeugen) zu erfolgen.

4) Setzt der Mieter nach Beendigung des Mietverhältnisses den Gebrauch der Mietsache fort, so gilt das Mietverhältnis als nicht verlängert. Die entsprechende Gesetzesbestimmung im BGB § 545 findet keine Anwendung.


§ 17
Rückgabe der Mietsache

1) Bei Beendigung des Mietverhältnisses, insbesondere wenn der Mieter das Mietverhältnis gekündigt hat, ist der Rückgabetermin rechtzeitig zu vereinbaren. 

2) Der Mieter hat die Mietsache zu räumen. Das gilt auch für Sachen und Einrichtungen, die er von einem Vormieter übernommen hat oder die von dritten Personen, denen er den Besitz oder die Mitbenutzung eingeräumt hat, zurückgelassen worden ist (gemeint sind Sachen, die von Untermietern oder Besuchern zurückgelassen worden sind). Anlagen, Installationen und Einrichtungen, die dem vertragsgemäßen Mietgebrauch dienen und die dem Mieter zugänglich sind, insbesondere Einbauküchen, Lüftungsanlagen (inkl. Filterreinigung) und Sanitäranlagen, sind in gereinigtem und sauberen Zustand, wie es einer regelmäßigen Reinigung entspricht, sowie in betriebsbereitem und funktionsfähigen Zustand zurückzugeben. Ausgenommen sind Abnutzungserscheinigungen durch vertragsgemäßen Verbrauch und Schäden, die der Mieter nicht zu vertreten hat. Der Mieter wird darauf hingewiesen, dass infolge einer dauernden Nichtnutzung die Betriebsbereitschaft von Installationen und Einrichtungen (z.B. Herde, Geschirrspüler, Waschmaschinen) beeinträchtigt werden und es zu Schäden kommen kann.

3) Alle Schlüssel laut Übergabeprotokoll und auch vom Mieter selbst beschaffte, sind dem Vermieter entschädigungslos zu übergeben. Der Mieter haftet für alle Schäden, die dem Vermieter oder einem Mietnachfolger aus der schuldhaften Nichtbeachtung dieser Pflicht entstehen. 

4) Endet das Mietverhältnis, so ist eine Zwischenablesung der Messgeräte (Heizung, Warm- u. Kaltwasser) in engem Zusammenhang mit der Rückgabe der Mietsache durchzuführen, zu der der Mieter tunlichst hinzugezogen werden soll. Der Mieter trägt die Kosten der Zwischenablesung und der Zwischenabrechnung, soweit diese Kosten im Rahmen der Wirtschaftlichkeit anfallen; dies gilt nicht, wenn der Mieter Grund hat, das Mietverhältnis fristlos zu kündigen. 

Die Rückgabe hat bei Tageslicht und während der üblichen Bürozeiten (das ist von montags bis freitags von 8 - 17 Uhr und samstags 8 - 14 Uhr) zu erfolgen. Sollte das Mietverhältnis an einem Sonntag oder einem gesetzlichen Feiertag enden, so wird der Werktag danach als Übergabetag vereinbart.

5) Die Versorgung mit Strom, Wasser, Gas, Fernwärme o.ä., Müllabfuhr und anderen zum Unterhalt der Mietsache dienlichen Einrichtungen darf nicht vor der Rückgabe bzw. Ende des Mietverhältnisses abgestellt bzw abbestellt werden. Räume ohne Fenster sind anlässlich der Rückgabe ausreichend zu beleuchten. Dies gilt auch für die Räume, wenn das Tageslicht nicht ausreicht, um eine ordentliche Rückgabe zu gewährleisten. 

6) Der Mieter hat dem Vermieter seine neue Adresse und Kontaktdaten spätestens am Rückgabetag der Mietsache mitzuteilen, damit Betriebsabrechnungen und Schriftverkehr auch nach dem Auszug weitergeleitet werden können. Die gleiche Verpflichtung trifft den Mieter bei einem Haus-/Wohnungs-wechsel innerhalb von 12 Monaten nach Rückgabe der Mietsache.


§ 18
Zustand bei Rückgabe der Mietsache

1)   Zustand der Räume. 
      Bei Beendigung des Mietverhältnisses hat der Mieter die Wohnung in einem gereinigten Zustand    
      zurückzugeben, der einer ordnungsgemäßen Erfüllung der laufenden Reinigungspflicht während der 
      Mietzeit entspricht. Hierzu zählen üblicherweise das Reinigen der Sanitäranlagen und -einrichtungen, 
      feuchtes Wischen der gefliesten Wände und Böden, der Türrahmen und Türblätter, der Jalouisen  
      innen und außen, der Balkone, Loggia bzw. der Terrasse, Heizkörper, gründliches Staubsaugen,   
      Putzen der Fenster innen und außen. Sofern im Kellerabteil ein Lichtschacht vorhanden ist, ist dieser 
      inkl. der Lichtschachtwände von Unrat zu befreien und zu reinigen.
      
      Für den Fall der Nicht- oder Schlechterfüllung kann der Vermieter eine Reiningspauschale in  
      vertretbarer Höhe verlangen, die dem Reinigungsaufwand entspricht, nachdem er dem Mieter eine
      angemessene Nachfrist gesetzt hat. Dem Mieter bleibt der Nachweis vorbehalten, dass ein Schaden
      nicht oder wesentlich niedriger als die verlangte Pauschale entstanden ist.

2)   Zustand von Garten und Freiflächen.
Die Rückgabe des Gartens, des Gartenanteils bzw. der Freifläche hat jahreszeitlich bedingt in gepflegtem Zustand (inkl. Unkrautentfernung, auch auf Terrassen, Balkonen, Gehwegen, Zufahrten zu Garagen usw.) zu erfolgen. Ist der Mieter seiner Pflicht zur Entfernung des Unkrauts während der Mietzeit nicht nachgekommen und kann das Unkraut bei Beendigung des Mietverhältnisses nicht entfernt werden (z.B. im Winter), so hat der Mieter für ein späteres Entfernen den geldwerten Ersatz zu leisten. Grundlage für die Berechnung des geldwerten Ersatzes ist das günstigste qualitative Angebot eines vom Vermieter oder Mieter angefragten Gärtners oder Fachbetriebes. Diese Bestimmungen gelten nicht, wenn der Vermieter die Erstpflege vor Übergabe des Grundstücks nicht vorgenommen hat.


§ 19
Rückbaupflicht

1) Hat der Mieter bauliche Veränderungen an der Mietsache vorgenommen oder sie mit Einrichtungen versehen, so ist er auf Verlangen des Vermieters verpflichtet, bei Ende des Mietverhältnisses auf seine Kosten den ursprünglichen Zustand wiederherzustellen, sofern nichts anderes vereinbart ist.
Das Gleiche gilt für bauliche Veränderungen oder Einrichtungen, die er von seinem Vormieter übernommen oder von dritten Personen, denen er den Besitz oder die Mitbenutzung eingeräumt hat, vorgenommen worden sind.

Bei Beendigung des Mietverhältnisses hat der Mieter von ihm gesetzte Dübel fachgerecht zu entfernen
und die Dübellöcher fachgerecht und unkenntlich zu verschließen. Das Gleiche gilt für Dübel und Dübellöcher von Einrichtungen und Installationen, die der Mieter von einem Vormieter übernommen hat oder von dritten Personen, denen er den Mietgebrauch überlassen oder miteingeräumt hat, errichtet worden sind. Ausgenommen von dieser Verpflichtung ist das Entfernen von Dübeln und Verschließen von Dübellöchern, die zur Herstellung eines vom Vermieter geschuldeten, da nicht vertragsgemäßen Zustandes, angebracht worden sind. Diese Regelung gilt entsprechend für angebohrte Fliesen. Die verschlossenen Stellen sollten dem umgebenden dekorativen Zustand angepasst werden. Entsprechendes gilt für die Entfernung von Haken und für die rückstandslose Entfernung von Aufklebern. Dem Mieter wird empfohlen, im Bedarfsfall die Verwendung von Klebeverbindungen zu prüfen.

2) Hat der Mieter die baulichen Veränderungen oder Einrichtungen entfernt und kann der ursprüngliche Zustand nicht wieder hergestellt werden, hat der Mieter dem Vermieter hierfür den geldwerten Ersatz zu entrichten. Eine Schadenersatzpflicht des Mieters besteht nicht, wenn durch die von ihm geschaffenen baulichen Veränderungen oder Einrichtungen der Gebrauchswert der Mietsache nachhaltig erhöht oder nachhaltige Einsparungen bewirkt worden sind. Das Gleiche gilt für bauliche Veränderungen und Einrichtungen, die vom Vormieter oder einem Dritten während der Mietzeit vorgenommen worden sind. 

3) Will der Mieter Einbauten oder Einrichtungen entfernen, so ist er zuvor verpflichtet, diese dem Vermieter zur Übernahme anzubieten. Macht der Vermieter hiervon Gebrauch, so ist er zur Leistung einer angemessenen Entschädigung verpflichtet.


        § 20
     Schäden bei der Rückgabe

1)  Falls der Mieter Schäden, für die er verantwortlich ist, seiner Haftpflichtversicherung meldet, ist der 
     Vermieter nicht verpflichtet, die Abwicklung über die Versicherung vornehmen zu lassen.   
     Ansprechpartner für die Versicherung bleibt stets der Mieter.   

2)  Hat der Mieter seine Pflicht, einen Mangel anzuzeigen, schuldhaft verletzt, so ist er zum Schaden-
     ersatz auch dann verpflichtet, wenn der Mangel ohne Verschulden des Vermieters, insbesondere auch
     bei gehöriger Sorgfalt erst nach Beendigung des Mietverhältnisses festgestellt wird und von diesem    
     bei rechtzeitiger Anzeige hätte beseitigt werden können. 


       § 21
Kautionsrückzahlung bei Beendigung des Mietverhältnisses

1) Der Vermieter verpflichtet sich, die Kaution nebst evtl. angefallener Zinsen und abzüglich Gebühren in angemessener Zeit nach Beendigung des Mietverhältnisses und nach Rückgabe der Mietsache, an den Mieter herauszugeben, sofern keine Ansprüche des Vermieters bestehen. Die unter den nachstehend genannten Punkten a) und b) aufgeführten Beispielsfälle rechtfertigen bis zu ihrer Klärung einen vorläufigen Einbehalt.
a) Zu erwartende Betriebskosten-Nachzahlungen:

Wegen etwaiger Nachforderungen aufgrund einer späteren Abrechnung über Betriebs- und Heizkosten ist der Vermieter berechtigt, einen angemessenen Teil der Mietsicherheit (= Kaution) bis zur Erteilung der Abrechnung einzubehalten. Die Höhe des Einbehalts richtet sich nach dem durchschnittlichen Abrechnungsergebnis der letzten drei Jahre und im Zweifel nach dem dreifachen Betrag der zuletzt vertraglich geschuldeten monatlichen Vorauszahlungen.
b) Bei Restmängeln an der Mietsache:
Sofern sich der Mieter die im Rückgabeprotokoll dokumentierten (restlichen) von ihm zu vertretenen Mängel trotz Fristsetzung nicht beseitigt, ist der Vermieter berechtigt, anstelle einer Erfüllung Schaderersatz auf der Grundlage des Kostenangebots eines anerkannten Fachbetriebes zu verlangen und auf dieser Grundlage abzurechnen.

2) Haben mehrere Personen gemietet, so kann der Vermieter die Kaution an jeden der Mieter, die sich insoweit wechselseitig bevollmächtigen (siehe § 22 Nr. 3 des Mietvertrages), auszahlen. Er kann stattdessen die Kaution demjenigen Mieter mit befreiender Wirkung zurückgewähren, der sie geleistet hat; der Nachweis hierfür obliegt dem(n) Mieter(n). Dies gilt entsprechend, wenn die Mietsicherheit in anderer Weise als durch Leistung eines Geldbetrages erbracht worden ist.


§ 22
Personenmehrheit als Mieter

1) Haben mehrere Personen - z.B. Ehegatten, Lebenspartner usw. - gemietet, so haften sie für alle Verpflichtungen aus dem Mietverhältnis als Gesamtschuldner.

2) Soweit vom Vermieter mehreren Mietern gegenüber Erklärungen abzugeben sind oder abgegeben werden und soweit mehrere Mieter gegenüber dem Vermieter Erklärungen abzugeben haben oder abgeben wollen, so genügt es zur vollen Wirksamkeit, wenn einer der Mieter eine solche Erklärung abgibt oder wenn einem der Mieter eine solche Erklärung zugeht. Die Mieter bevollmächtigen sich gegenseitig (unter Vorbehalt eines Widerrufs dessen Gültigkeit erst mit Zugang beim Vermieter wirksam wird) für die Dauer des Mietverhältnisses zur Entgegennahme und Abgabe solcher Erklärungen. Diese Regelungen gelten nicht für die Abgabe und Entgegennahme von Kündigungen und Mietaufhebungs- oder -änderungsverträgen.

3) Mehrere Mieter bevollmächtigen sich wechselseitig, Zahlungen des Vermieters (z.B. Erstattung von Miete oder Betriebskostenvorauszahlungen oder Rückgewähr einer Mietsicherheit) mit befreiender Wirkung für den Vermieter entgegenzunehmen. Diese Vollmacht kann nur aus wichtigem Grund widerrufen werden.


§ 23
Änderung des Vertrages, salvatorische Klausel

1) Es wird ausdrücklich vereinbart, dass Nebenabreden zu diesem Vertrag nicht bestehen und auch Änderungen und Ergänzungen zu diesem Vertrag schriftlich abzufassen und ihm als Anlage beizufügen bzw. tunlichst beizuheften sind. Das schließt nicht aus, dass die Vertragsparteien im Einzelfall mündliche Vereinbarungen treffen.

2) Sollten Vereinbarungen aus diesem Vertrag nebst Anlagen ungültig sein oder werden, so gilt als vereinbart, dass die übrigen in diesem Vertrag getroffenen Regelungen ihre Gültigkeit behalten sollen.


§ 24
Sonstige Vereinbarungen

1) Dem Mieter wird zu seinem eigenen Schutz empfohlen, für sich und die zu seinem Haushalt gehörenden Personen eine Haftpflichtversicherung (am besten unter Einschluss von sogenannten Allmählichkeitsschäden) sowie eine Hausratversicherung abzuschließen. Zweckmäßig ist auch der Abschluss einer Schlüsselverlustversicherung, gegebenenfalls im Rahmen einer Hausrat- oder Haftpflichtversicherung.

2) Mieter und Vermieter willigen ein, dass die im Mietvertrag gespeicherten Daten edv-technisch erfasst und verarbeitet werden können, jedoch Dritten nur in dem Maße zugänglich gemacht werden, wie dies im Rahmen einer ordentlichen Hausverwaltung notwendig ist und den Vorschriften der Datenschutz-Grundverordnung DSGVO entspricht.


§ 25
Individuelle Vereinbarungen

Wenn Haustiere (wie z.B. Hund oder Katze) erlaubt werden, dann kann folgendes vereinbart werden:

Folgende Haustiere werden gestattet: 

Dem Mieter wird erlaubt, das derzeit in seinem Besitz befindliche Haustier (z.B. Katze*/ Hund*) in der Wohnung zu halten.

Die Ersatzvornahme einer erlaubten Tierart ist gesondert und tunlichst schriftlich zu vereinbaren.

Der oben angeführte Absatz ist komplett zu löschen, wenn keine Haustiere zu Beginn des Mietverhältnisses aufgenommen werden.


§ 26
Anlagen

Folgende Anlagen werden Vertragsbestandteil:

Anlage 1: Betriebskostenaufstellung lt. Betriebskostenverordnung - BetrkV (3 Seiten),

Anlage 2: Hausgemeinschaftsordnung (3 Seiten),

Anlage 3: Heizungs- u. Lüftungsempfehlungen (3 Seiten).

Anlage 4: Gebrauchsanleitungen für..... (nicht zutreffendes streichen).

Dieser Mietvertrag besteht aus 15* Seiten und den oben angeführten 3 / 4* Anlagen.

*Nichzutreffendes bitte streichen!




Ort: _________________, den ________ 202_               Ort: _________________, den ________ 202_





	
	
	

	- Vermieter -
	
	- Mieter -
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